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Das ändert sich in 2008 
Änderungen und Neuregelungen im Zuständigkeitsbereich des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales 
Übersicht über zum 1. Januar 2008 wirksam werdende Änderungen und Neuregelungen im Zustän-
digkeitsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales: 

1. Arbeitsmarktpolitik, Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung für Arbeitsu-
chende 
a) Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung 
Nachdem die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung bereits zum 1. Januar 2007 von 6,5 auf 4,2 Pro-
zent deutlich gesenkt wurden, hat der Bundestag am 16. November 2007 beschlossen, den Beitrags-
satz zur Arbeitsförderung zum 1. Januar 2008 nochmals um 0,9 auf 3,3 Prozent zu senken. Dies wur-
de durch unerwartet hohe Überschüsse der Bundesagentur für Arbeit möglich. Durch die Beitrags-
senkung werden die Lohnnebenkosten reduziert, beitragspflichtige Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
werden erneut - um rund sieben Milliarden Euro jährlich - entlastet. Ein Arbeitnehmer mit einem 
Durchschnittseinkommen von ca. 2.800 Euro hat jährlich ca. 150 Euro mehr im Portemonnaie. 

b) Perspektive 50plus geht in die zweite Phase 
Mit dem 1. Januar 2008 beginnt die zweite Phase des Bundesprogramms "Perspektive 50plus - Be-
schäftigungspakte für Ältere in den Regionen", die sich auf einen Zeitraum von drei Jahren erstrecken 
wird und für die Bundesmittel in Höhe von 275 Millionen Euro bereitgestellt werden. Gefördert werden 
regionale Konzepte von 62 Beschäftigungspakten, an denen rund 200 ARGEn, Optionskommunen 
und Agenturen bei getrennter Aufgabenwahrnehmung beteiligt sind. Das Hauptziel der zweiten Pro-
grammphase ist die Integration möglichst vieler älterer Langzeitarbeitsloser in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt sowie die Verringerung der Hilfebedürftigkeit und Arbeitsmarktferne der Zielgruppe. Zu 
diesem Zweck wird auch weiterhin auf regionale Netzwerke zurückgegriffen, deren Partner im Rah-
men des Bundesprogramms mit größtmöglicher Gestaltungsfreiheit eigene wirksame Eingliederungs-
strategien für ältere Langzeitarbeitslose entwickeln und einsetzen können. Durch die mit der zweiten 
Programmphase erfolgte regionale Ausdehnung und fachliche Weiterentwicklung des Bundespro-
gramms wurden bislang nicht beteiligte Grundsicherungsträger in die bestehenden Beschäftigungs-
pakte einbezogen, um so den Wissenstransfer zu fördern und den Übergang zu einer Regelförderung 
vorzubereiten. 

c) Neues Bundesprogramm Kommunal-Kombi startet 
Mit dem Bundesprogramm zur Förderung von zusätzlichen Arbeitsplätzen, die in Regionen mit be-
sonders hoher und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit durch Kommunen geschaffen werden (Bun-
desprogramm Kommunal-Kombi) sollen zwischen dem 01.01.2008 und dem 31.12.2009 sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsmöglichkeiten in 79 Kreisen und kreisfreien Städten mit besonders 
hoher und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit geschaffen werden. Diese zusätzlichen und im öffentli-
chen Interesse liegenden Arbeitsplätze mit einer Dauer von maximal drei Jahren sollen sich an Men-
schen richten, die seit mindestens zwei Jahren arbeitslos sind und seit mindestens 12 Monaten Ar-
beitslosengeld II beziehen. Als Arbeitgeber sollen in erster Linie Arbeitgeber auf der kommunalen 
Ebene oder der Kreisebene fungieren. Wenn Einvernehmen mit den Kommunen besteht kommen 
jedoch auch andere Arbeitgeber (z. B. der Wohlfahrt) in Betracht. Grundsätzlich sollen die Arbeitsplät-
ze der Wahrnehmung kommunaler Aufgaben dienen und die kommunalen Infrastrukturen vor Ort 
verbessern. Der Bund fördert die geschaffenen Arbeitsplätze durch einen Zuschuss an den Arbeitge-
ber. Das Inkrafttreten des Bundesprogramms zum 1. Januar 2008 ist in Vorbereitung. Die Umsetzung 
des Bundesprogramms soll zentral durch das Bundesverwaltungsamt (BVA) erfolgen. 

d) Regelung zur Förderung von Beschäftigung schaffenden Infrastrukturmaßnahmen 
läuft aus 
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Die Möglichkeit, öffentlich rechtlichen Trägern im Rahmen der Beschäftigung schaffenden Infrastruk-
turförderung (Paragraph 279a SGB III) einen Zuschuss zu den Kosten von Arbeiten zur Verbesserung 
der Infrastruktur und zur Erhaltung und Verbesserung der Umwelt zu gewähren, läuft zum 31. De-
zember 2007 aus. 

e) Beschränkung der förderfähigen Beschäftigungsfelder für die JobPerspektive ent-
fällt ab 1. April 2008 (Ende der Übergangsregelung zum 31. März 2008) 
Mit dem Zweiten Änderungsgesetz zum SGB II - Perspektiven für Langzeitarbeitslose mit besonderen 
Vermittlungshemmnissen - JobPerspektive - wurden im SGB II Leistungen zur Beschäftigungsförde-
rung zum 1. Oktober 2007 neu eingeführt (Paragraph 16a SGB II). Während einer Übergangsfrist bis 
zum 31. März 2008 können nur zusätzliche und im öffentlichen Interesse liegende Arbeiten bei Trä-
gern im Sinne des Paragraph 21 SGB III gefördert werden. Ab 1. April 2008 können auch rein ge-
werbswirtschaftlich ausgerichtete Arbeiten bei allen Arbeitgebern auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
gefördert werden, wenn diese sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse für förderfähi-
ge Personen schaffen. 

f) Ab 1. Januar 2008 gelten neue gesetzliche Mindestnettobeträge 
Zum 1. Januar 2008 tritt eine neue Mindestnettobetrags-Verordnung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Min-
destnettobetrags-Verordnung vom 15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3470), gültig seit 1. Januar 2005, 
außer Kraft. Die Mindestnettobetrags-Verordnung bestimmt die gesetzlichen Mindestnettobeträge 
nach dem Altersteilzeitgesetz in der bis zum 30. Juni 2004 gültigen Fassung. Die gesetzlichen Min-
destnettobeträge gelten für Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, mit denen vor dem 1. Juli 2004 begonnen 
wurde. 

g) Verbesserte Ausbildungsförderung von Migrantinnen und Migranten 
Zum 1. Januar 2008 tritt die verbesserte Ausbildungsförderung von Migrantinnen und Migranten in 
Kraft. Ausländische Jugendliche, die bereits langfristig aufenthaltsberechtigt sind oder lange in 
Deutschland leben und eine dauerhafte Bleibeperspektive haben, sollen künftig auch ohne Anknüp-
fung an eine vorherige Mindesterwerbsdauer der Eltern oder eigener Erwerbstätigkeit mit Berufsaus-
bildungsbeihilfe gefördert werden können. Hiermit wird ein wichtiger Beitrag zur Integration junger 
Ausländer in Deutschland geleistet und eine Zusage der Bundesregierung aus dem Nationalen Integ-
rationsplan eingelöst. Die Änderungen erfolgen im Rahmen des 22. BAföG-Änderungsgesetzes, mit 
dem auch die Regelungen im BAföG entsprechend angepasst werden. 

h) Neufestlegung der Höhe der Bundesbeteiligung an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizung im Rahmen des SGB II 
Zum 1. Januar 2008 wird die Höhe der Bundesbeteiligung an den Leistungen der Unterkunft und Hei-
zung im SGB II auf Basis der Ende 2006 gesetzlich verankerten Anpassungsformel für 14 Länder auf 
28,6 Prozent, für das Land Baden-Württemberg auf 32,6 Prozent sowie für das Land Rheinland-Pfalz 
auf 38,6 Prozent gesenkt. 

i) Verlängerung der Regelung über den Vermittlungsgutschein 
Die Regelung über den Vermittlungsgutschein (Paragraph 412g SGB III), die bis zum 31. Dezember 
2007 befristet war, wird mit folgenden zwei Änderungen bis zum 31. Dezember 2010 verlängert. Der 
Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein besteht nicht mehr schon nach sechs Wochen, sondern 
erst nach zwei Monaten Arbeitslosigkeit. Langzeitarbeitslose und behinderte Menschen können einen 
Vermittlungsgutschein erhalten, bei dem bei einer Integration von mindestens sechs Monaten die 
zweite Rate um bis zu 500 Euro höher dotiert sein kann, d. h. insgesamt bis zu 2.500 Euro. 

j) Neuregelungen in der Arbeitslosengeld II/ Sozialgeld-Verordnung 
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden nur an hilfebedürftige Personen gewährt. 
Die Hilfebedürftigkeit bestimmt sich unter anderem nach der Höhe des zu berücksichtigenden Ein-
kommens und Vermögens. Derzeit erhalten über 3,5 Millionen Bedarfsgemeinschaften Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. Viele der Betroffenen erzielen Einkommen oder Sachleistungen, 
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mit denen sie ihre Hilfebedürftigkeit reduzieren können. Deshalb kommt insbesondere der Berech-
nung des Einkommens eine zentrale Bedeutung zu. Die Berechnung wird mit einer Neufassung der 
Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung weiterentwickelt. Einkommen aus selbständiger Arbeit, 
Gewerbebetrieb und Land- und Forstwirtschaft soll künftig sachgerechter und einfacher berechnet 
werden können. Wesentliche Eckpunkte der Neuregelung sind: 

• Die Berechnung des Einkommens erfolgt künftig für den Bewilligungszeitraum. Bei selbständi-
gen Erwerbstätigkeiten mit üblicherweise stark schwankenden Einkommen (z.B. Saisonbetrie-
be) wird auch Einkommen berücksichtigt, das in den sechs Monaten vor der Antragstellung er-
zielt worden ist.  

• Von den Betriebseinnahmen sind nur die tatsächlich geleisteten notwendigen Ausgaben abzu-
ziehen. Steuerliche Regelungen werden künftig nicht mehr berücksichtigt.  

• Ausgaben werden nicht abgesetzt, soweit sie vermeidbar wären oder nicht den Lebensum-
ständen während des Bezuges von Arbeitslosegeld II entsprechen.  

• Üblicherweise wird über den Anspruch vorläufig entschieden. Eine Abrechnung erfolgt künftig 
zeitnah nach Ablauf des Bewilligungszeitraums. Dies stellt eine deutliche Vereinfachung ge-
genüber der derzeitigen abschließenden Berechnung dar, für die die Entscheidung der Fi-
nanzverwaltung für das jeweilige Kalenderjahr abzuwarten ist. 

Darüber hinaus sind weitere Änderungen vorgesehen, die der Verwaltungsvereinfachung und der 
Vermeidung von ungerechtfertigtem Leistungsbezug dienen sollen. 

• Klargestellt werden soll, dass ein Ausgleich von Ausgaben, die die Einnahmen übersteigen, 
nur innerhalb der jeweiligen Tätigkeit zulässig ist.  

• Die Berechnung von Einkommen aus nichtselbständiger Arbeit, das in unterschiedlicher Höhe 
zufließt, soll vereinfacht werden. Dazu wird eine Durchschnittsberechnung für den Bewilli-
gungszeitraum zugelassen. Geringfügige Abweichungen bei der vorläufigen Entscheidung 
über das Durchschnittseinkommen sollen bei der endgültigen Festsetzung außer Betracht 
bleiben.  

• Die in der Praxis streitige Regelung der Berücksichtigung von Einnahmen aus Sachleistungen 
bei stationärer Unterbringung soll neu geregelt werden. Gleichzeitig wird die Berücksichtigung 
von Verpflegung, die vom Arbeitgeber gewährt wird, abweichend von der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung geregelt. Verpflegung soll künftig mit 35 Prozent der jeweils maßge-
benden Regelleistung (derzeit bei Alleinstehenden 121,45 Euro) leistungsmindernd berück-
sichtigt werden. Dabei soll eine Bagatellgrenze eingeführt werden.         

• Mehraufwendungen für Verpflegung, die bei einem Hilfebedürftigen während einer auswärti-
gen Erwerbstätigkeit auftreten können, können nach der Neuregelung unabhängig vom Steu-
errecht nur bei einer Abwesenheitsdauer von mehr als 12 Stunden abgezogen werden. Künf-
tig soll je Kalendertag eine Pauschale von 6 Euro vom Einkommen abgesetzt werden.  

• Schließlich soll der Katalog der nicht als Einkommen zu berücksichtigenden Einnahmen um 
zwei Einnahmen erweitert werden: Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege, z. B. Lebens-
mittel- oder Möbelspenden, dienen dem gleichen Zweck wie die Leistungen des SGB II, so-
weit diese in den Regelleistungen enthalten sind. Analog der Regelung des Paragraph 84 
Abs. 1 SGB XII soll klar gestellt werden, dass solche Zuwendungen nicht als Einkommen zu 
berücksichtigen sind. Dabei wird davon ausgegangen, dass der (geringe) Wert der Zuwen-
dungen deren Nichtberücksichtigung rechtfertigt.  
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• Leistungen der Ausbildungsförderung sollen künftig nicht als Einkommen berücksichtigt wer-
den, soweit sie für Fahrkosten oder für Ausbildungsmaterial zweckbestimmt verwendet wer-
den. Damit wird eine einheitliche Handhabung gewährleistet und gleichzeitig sichergestellt, 
dass eine Ausbildung nicht daran scheitert, dass die Fahrkosten nicht in ihrer tatsächlichen 
Höhe abgesetzt werden können. 

Nach: Bundesministerium für Arbeit und Soziales vom 21.12.2007 

Der vollständige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:  
http://www.bmas.de/coremedia/generator/23022/2007__12__21__aenderungen__2008.html
Bitte berücksichtigen Sie, dass ältere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.  
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